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sich ihr Verhalten als politische Demonstration dar. Diese 
Demonstration behindert in spezieller Form kurz- oder mit­
telfristig die Bewegungsfreiheit anderer auf den in Anspruch 
genommenen Straßen. Die künstliche Abspaltung der politi­
schen Demonstrationsziele vom manifesten Demonstrations­
verhalten erscheint hier genausowenig begründet wie in an­
deren Fällen bei Demonstrationen anderer Art. Daß kleine 
oder große Demonstrationsaktivitäten den Straßenverkehr, 
den Gemeingebrauch und damit die Bewegungsfreiheit und 
das Selbstbestimmungsrecht Dritter zeitweilig beeinträchti­
gen, behindern oder für die Dauer der Demonstrationen sogar 
ausschließen, ist zweifelsfrei. ... Den solcherart Demonstrie­
renden zu unterstellen, ihr — möglicherweise nötigungsrele­
vantes — .Nahziel* sei das — zeitweise — Anhalten von Kraft­
fahrzeugen oder Verletzen des Selbstbestimmungsrechts von 
Passanten, die eben während der Demonstration in der Ge­
genrichtung gehen möchten, aber daran gehindert werden, 
dagegen seien ihre .edlen Fernziele* für die rechtliche Be­
wertung irrelevant, wäre in allen Fällen gleich unangemes­
sen, handele es sich nun um Sitz-, Steh- oder Geh-Demon- 
strationen*“3(i Dieser einheitliche Lebenssachverhalt unter­
liege einer verfassungskonformen Verwerflichkeitsprüfung.

Der Argumentation Roggemanns ist in vollem Umfang zu­
zustimmen. Der Friede ist anerkanntermaßen ein besonders 
schutzwürdiges Rechtsgut. Friedenssicherung und Friedens­
gefährdung sind real differenzierbare Verhaltensweisen. Sitz­
demonstrationen gegen die Aufstellung von noch mehr Atom­
raketen und Sitzdemonstrationen gegen den Abbau von 
Atomraketen sind unter dem Gebot der Friedenssicherung 
objektiv unterscheidbare Verhaltensweisen. Weitere atomare 
Aufrüstung ist eindeutig mit wachsenden Gefährdungen des 
Friedenszustandes bei generell sinkenden Lebens- ünd Über­
lebenschancen verbunden. Eine Differenzierung ist also nicht 
nur erlaubt, sondern auch geboten, denn „sowohl der Verfas- 
surigsgeber als auch der Strafgesetzgeber (gehen) von ver­
schiedenartigen Rechtsgütern aus. Die unterschiedliche Rele­
vanz verschiedenartiger Demonstrations-Fernziele muß sich 
jedenfalls auf der Ebene der Rechtswidrigkeitsprüfung aus­
wirken “37

Unter Hinweis auf G. Arzts treffende Formulierung „Gute 
Fernziele können rechtfertigen“ und A. Kaufmanns an den 
Bundesgerichtshof gerichtete Frage, wie denn anders die 
Fernziele der Widerstandskämpfer des 20. Juli 1944 schwere 
(Tötungs-)Delikte rechtfertigen könnten, wenn diese noch 
nicht einmal bei verhältnismäßig leichter „Nötigung“ durch 
Demonstration als Rechtfertigungsgründe akzeptiert würden, 
hält es Roggemann für unabdingbar, die jeweiligen Demon­
strationsziele in die strafrechtliche Verwerflichkeitsprüfung 
einzubeziehen. Im Falle der Friedensdemonstrationen, die 
erheblich dazu beigetragen haben dürften, „die politischen 
Funktionsträger zum beschleunigten Abschluß erster Abrü­
stungsvereinbarungen zu bewegen“, wurde damit die Berech­
tigung der Demonstrationsziele bestätigt.

Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zu § 240 StGB 
ist nach Roggemann ungeeignet, den Rechtsfrieden wieder 
herzustellen, da sie dem Rechtsgut Frieden — diesem trans­
nationalen Rechtsgut von besonderem Rang — entgegensteht. 
Sie kann nicht auf Dauer bestehen, da immer mehr Menschen 
sich für das „elementare Recht auf Frieden, das unlösbar mit 
dem Grundrecht auf Leben verknüpft ist“, nachdrücklich und 
öffentlich einsetzen werden.33

Berücksichtigung sog. Fernziele der Demonstranten 
in der Rechtsprechung von Instanzgerichten

Ein bemerkenswertes Beispiel für das Bemühen von Instanz­
gerichten, eine selbständige Bewertung von Aktionen der 
Friedensbewegung vorzunehmen und doch der Rechtsmittel­
instanz so wenig Angriffsflächen wie möglich zu bieten, ist 
das (inzwischen aufgehobene) Urteil des Landgerichts Bad 
Kreuznach vom 4. Juli 1988.36 37 38 39 Mit subtiler Gründlichkeit setzt 
sich das Landgericht mit allen in der Rechtsprechung enthal­
tenen Argumenten auseinander und begründet, warum es der 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 5. Mai 1988 nicht zu 
folgen vermochte, speziell in der Frage, inwieweit das sog. 
Fernziel der Protestaktion zu berücksichtigen sei.

Das Landgericht bejaht eindeutig die Berücksichtigung 
des sog. Fernziels und begründet das insbesondere damit, 
daß es für das allgemeine Rechtsempfinden der Bevölkerung 
eine Selbstverständlichkeit sei, „den ideellen Hintergrund 
der Sitzblockade, ihre .eigentlichen* Ziele, in die Wertung 
einzubeziehen, zu fragen, ,was damit (nämlich mit dem An­
halten von Fahrzeugen) gewollt ist*. Ohne diese Fragestellung 
würde ein Verhalten, das seine jedermann verständliche Sym­
bolik gerade aus der — offenkundigen und nachvollziehba­

ren — Motivation bezieht, in unnatürlicher Weise auf eine 
vordergründige Kausalkette von .Hinsetzen* und .Anhalten' 
reduziert. ... Zu beurteilen bliebe dann der rein fiktive Vor­
gang, daß jemand ohne ersichtlichen Grund, also völlig will­
kürlich, ja geradezu schikanös einen x-beliebigen anderen 
Menschen für längere Zeit an der beabsichtigten Fortbewe­
gung hindert. ... Klammert man die Motivationsseite aus der 
Prüfung aus, so kann man folgerichtig auch die hieran an­
knüpfenden und nur unter dem Blickwinkel des Demonstra­
tionsziels bedeutsamen Umstände nicht mehr berücksichtigen, 
nämlich den engen lokalen Bezug der Tathandlung und den 
engen Sachbezug der Betroffenen zum Protestgegenstand 
sowie das Interesse der Demonstranten an gerade dieser spe­
ziellen, besonders symbolhaften und eindringlichen Kund­
gebungsform. ... Die Unmöglichkeit einer umfassenden Ab­
wägung wird gerade dann deutlich, wenn man die vom 
1. Strafsenat des BGH in seinem Beschluß vom 5. Mai 1988 
zugrunde gelegte Formel für die Verwerflichkeitsprüfung 
anzuwenden versucht. Danach ist Verwerflichkeit dann zu 
bejahen, .wenn das Mißverhältnis zwischen Mittel und Zweck 
ein gewisses Mindestmaß überschritten hat*. Der Versuch, 
zwischen .Mittel* (Niedersetzen auf der Straße) und .Zweck* 
(im Sinne des BGH, also Anhalten von Fahrzeugen) ein .Miß­
verhältnis* auszumachen, dürfte sich als unmögliches Unter­
fangen erweisen. Die Frage des Mißverhältnisses läßt sich 
nach Auffassung der Kammer erst dann beantworten, wenn 
man das, was die Demonstranten mit dem Anhalten der 
Fahrzeuge bezwecken, also ihr eigentliches Ziel, in Beziehung 
setzt zu der mit dem Niedersetzen bewirkten Verkehrsbehin­
derung “.40

In Auseinandersetzung mit dem Argument des Bundes­
gerichtshofs, der Richter dürfe nicht politische Meinungen 
zensieren und daher keine Entscheidung über den Wert oder 
Unwert von Demonstrationszielen treffen, heißt es an ande­
rer Stelle des Urteils des Landgerichts Bad Kreuznach: „Nach 
Auffassung der Kammer lassen sich durchaus objektivierbare 
Wertungsmaßstäbe aufstellen, um auch bei einer derart ein­
geschränkten Fernzielberücksichtigung strafloses (und ledig­
lich ordnungswidriges) von strafbarem Verhalten abzugren­
zen. Es wird nur wenige konkrete Themenkreise geben, die 
wirklich ausnahmslos die gesamte Bevölkerung existentiell 
(und zwar im Wortsinne, nicht nur im Sinne besserer oder 
schlechterer Lebensqualität) berühren, wie dies bei den Ge­
fahren des atomaren Wettrüstens der Fall ist. Auch sind nur 
wenige Demonstrationsformen denkbar, bei denen der lokale 
Bezug so offensichtlich und der Sachbezug der von der Nöti­
gung Betroffenen zum Protestgegenstand so augenfällig und 
klar abgrenzbar ist wie bei Sitzdemonstrationen vor Rake­
tenabschußbasen. Schließlich tritt die bewußte und gewollte 
Beschränkung aufs Symbolhafte des Protestes auch nur selten 
so eindeutig zutage wie bei dieser Demonstrationsform, bei 
der jeweils einige wenige sich in betont friedlicher, schutzlos­
passiver, nämlich sitzender Stellung für einen absehbar kur­
zen Zeitraum mit ihren Körpern einem offenkundig über­
legenen, machtvoll ausgestatteten Militärapparat .entgegen­
setzen*.“41

Das Ergebnis des Landgerichts ist: „Die Kammer bleibt 
deshalb bei ihrer bisherigen Rechtsprechung, wonach zeit­
lich und räumlich eng begrenzte, strikt aufs Symbolhafte 
beschränkte, nicht auf eine nachhaltige, dauerhafte Verkehrs­
behinderung ausgerichtete Verkehrsblockaden, mit denen ein 
die gesamte Bevölkerung gleichermaßen berührendes, exi­
stentielles Anliegen ins öffentliche Bewußtsein gerückt und 
zum Gegenstand der politischen Diskussion gemacht werden 
soll, nicht als verwerfliche Nötigung anzusehen sind, sofern 
nicht erschwerende, hier nicht vorliegende Umstände hinzu­
kommen. “42

Dieses Urteil des Landgerichts Bad Kreuznach wurde nicht 
rechtskräftig. Das Oberlandesgericht Koblenz hob es mit Ur­
teil vom 20. Oktober 1988 auf und verwies die Strafsache an 
das Landgericht Mainz. In seiner Begründung beschränkte 
sich das Oberlandesgericht auf die Behauptung, das Land­
gericht Bad Kreuznach sei von einer unzutreffenden Wertung 
ausgegangen: Das Verhalten des angeklagten Geistlichen sei
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